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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1) bis 3): 
Aufgrund der im Plangebiet vorhandenen Bestandsgebäude und damit 
verbunden potentiellen Fledermausquartieren wurde eine Artenschutz-
prüfung (Stufe I) durch einen Fachgutachter erarbeitet. Diese ergab 
keinerlei Hinweise auf eine vertiefende Untersuchung nach Stufe II. Im 
Hinblick auf Vögel und Fledermäuse wurden als Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen die zeitliche Begrenzung zur Beseitigung von 
Gehölzen und Gebäuderückbau sowie eine ökologische Baubegleitung 
festgelegt. Unter Einhaltung der o. g. Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen treten durch die Vorhabenumsetzung keine Verbotstatbe-
stände i. S. des § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ein. 
Wesentliche negative Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen oder auf 
die Population eventueller, streng geschützter Arten sind nicht zu er-
warten. Weitere Maßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Zu 4): 
Innerhalb des Plangebietes sind mindestens 20 standortgerechte, hei-
mische Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Umsetzung 
dieser Festsetzung wird im Vorhaben- und Erschließungsplan konkreti-
siert und über den Durchführungsvertrag, der zwischen der Stadt und 
der WGL abgeschlossen wird, gesichert. 
 
Zu 5): 
Darüber hinaus wurde festgesetzt, die Dächer der obersten Geschosse 
extensiv zu begrünen. Auch diese Festsetzung findet ihre Entsprechung 
im Vorhaben- und Erschließungsplan; ihre Umsetzung wird über den 
Durchführungsvertrag gesichert. 
 
Zu 6) und 7): 
Eine Einbeziehung des Friedensparkes in das Plangebiet findet nicht 
statt. Der nahe gelegene Friedenspark wird lediglich als ein Argument 
unter anderen herangezogen, welches zum Ausgleich der hohen Dichte 
(hier: Überschreitung der Obergrenzen der Baunutzungsverordnung für 
die Grundflächenzahl) beitragen kann. 
 
Zu 8): 
Die erforderlichen privaten Stellplätze können innerhalb des geplanten 
Garagengeschosses untergebracht werden. Ein Parkhaus ist nicht er-
forderlich. 
 
Zu 9): 
In Rheindorf-Nord ist ein Fernwärmenetz vorhanden. Das Plangebiet 
soll an das vorhandene Versorgungsnetz der umweltfreundlichen Fern-
wärme angebunden werden. Weitere Maßnahmen werden im Rahmen 
der Ausführungsplanung geprüft, aber nicht verbindlich vorgegeben. 
 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I                                                                                      Seite 6 

 
 

Zu 10): 
Die Überschreitungsmöglichkeit der festgesetzten Gebäudehöhe für 
technische Anlagen ist erforderlich, da sich in der Bauausführung ent-
sprechende Zwänge ergeben können. Die technischen Aufbauten wer-
den durch die Festsetzung, dass sie um das Maß ihrer Höhe von der 
Fassade zurückspringen müssen, von der Straße aus nicht wahrnehm-
bar sein.  
 
Zu 11): 
Die Überschreitungsmöglichkeit der Baulinien ist erforderlich, um z. B. 
Hauseingänge mit Vordächern realisieren zu können. Ausnahmen von 
Baulinien können gemäß § 23 Abs. 2 Baunutzungsverordnung festge-
setzt werden und sind damit zulässig. 
 
Zu 12) und 13): 
Die Entwässerung des Schmutzwassers sowie des anfallenden Nieder-
schlagswassers erfolgt durch Anschluss an die vorhandene Kanalisati-
on. Eine Versickerung ist aufgrund der Lage in der WSZ II nicht mög-
lich. Der Kanal ist ausreichend dimensioniert, um auch das anfallende 
Niederschlagswasser aufzunehmen. Die Errichtung von Zisternen für 
Regenwasser ist nicht vorgesehen und aufgrund der Lage in der Was-
serschutzzone II nicht ohne weiteres zulässig. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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II/B  Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger  
 öffentlicher Belange 
II/B 1 PLEdoc GmbH  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Grenze des Geltungsbereichs liegt innerhalb des markierten Be-
reichs. 
Die übrigen Versorgungsträger wurden ebenfalls beteiligt. 
Sollte der Geltungsbereich erweitert werden, wird die PLEdoc erneut 
beteiligt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 2 Unitymedia 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 3 Technische Betriebe der Stadt Leverkusen 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 4 Telefonica - Glasfaserkabel 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 5 Telefonica - Richtfunkstrecken 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die geplante Bebauung liegt mit maximal vier Geschossen weit unter-
halb der genannten maximalen Bauhöhe von 36 m. Beeinträchtigungen 
der vorhandenen Richtfunkstrecken sind daher nicht zu erwarten. Eine 
Übernahme der Richtfunkstrecken einschließlich ihrer Schutzstreifen in 
den Bebauungsplan ist nicht erforderlich.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 6 Vodafone GmbH 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 7 E-Plus Gruppe 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Sollte der Geltungsbereich erweitert werden, wird E-Plus erneut betei-
ligt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 27/I                                                                                      Seite 22 

 
 

 
II/B 8 AVEA GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu: Behältergrößen und Abfuhrrhythmen 
Die Hinweise zu den Behältergrößen für die unterschiedlichen Müllfrak-
tionen und zu den Abfuhrrhythmen werden zur Kenntnis genommen. 
Der Vorhabenträger erhält diese Informationen ebenfalls. 
 
Zu: Behälterstandplätze und Transportwege 
Die Hinweise zu Behälterstandplätze und Transportwegen werden im 
Rahmen der Umsetzung der Planung beachtet. Der Vorhabenträger 
erhält diese Informationen ebenfalls und stellt entsprechende Abstell-
plätze im Plangebiet zur Verfügung. Der Hinweis auf die gültige Sat-
zung über die Abfallentsorgung in der Stadt Leverkusen wird zur 
Kenntnis genommen. Die Satzung, insbesondere der § 9 Bereitstellung 
der Abfälle, wird im Weiteren berücksichtigt. 
 
Zu: Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahr-
wege für die Sammlung von Abfällen 
Öffentliche Verkehrsflächen sind nicht geplant. Soweit die privaten Er-
schließungsstraßen von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden 
müssen, werden die grundsätzlichen Anforderungen an die Gestaltung 
von Straßen berücksichtigt. Sofern keine Umfahrung möglich und ein 
Wenden von Abfallsammelfahrzeugen erforderlich ist, werden die An-
forderungen an die Gestaltung von Sackgassen, Stichstraßen und –
wegen beachtet. Wendeanlagen sind im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes nicht geplant. Ein Rückwärtsfahren von Abfallsammelfahr-
zeugen wird nicht erforderlich. 
 
Zu: Standplätze für Glas- und Altkleidercontainer 
Die Anforderungen an die Standplätze für Glas- und Altkleidercontainer 
werden in der weiteren Planung berücksichtigt.  
 
Weitere Fragen zur genauen Ausgestaltung der Sammel- und Stand-
plätze werden durch den Investor mit der AVEA abgestimmt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und in den weiteren 
(Ausführungs-)planungen berücksichtigt. Für den Bebauungsplan erge-
ben sich keine Änderungen. 
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II/B 9 Energieversorgung Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu Strom: 
Auf die vorhandenen Kabel wird Rücksicht genommen. Für eine ge-
naue Versorgungsplanung wird rechtzeitig Kontakt mit der EVL aufge-
nommen. 
 
Zu Gas / Wasser: 
Die vorhandenen Wasserversorgungsleitungen werden berücksichtigt. 
Eine Umverlegung der Leitungen erfolgt durch die WGL. Für eine ge-
naue Versorgungsplanung wird rechtzeitig Kontakt mit der EVL aufge-
nommen. 
 
Zur Wasserrechtlichen Situation: 
Die Lage des Plangebietes in den Wasserschutzzonen II und III a ist 
bekannt. Die Wasserschutzgebietsgrenze wurde nachrichtlich in den 
Bebauungsplan übernommen. Die Planung wurde hinsichtlich der zu-
lässigen Nutzungen und der Eingriffe in den Boden (keine Tiefgarage) 
auf die Erfordernisse der Wasserschutzzone abgestimmt. Die Untere 
Wasserbehörde wurde am Verfahren beteiligt. Der Hinweis auf die 
wasserrechtliche Genehmigung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Fernwärme: 
Die vorhandenen Fernwärmeversorgungsleitungen werden berücksich-
tigt. Eine Umverlegung der Leitungen erfolgt durch die WGL. Für eine 
genaue Versorgungsplanung wird rechtzeitig Kontakt mit der EVL auf-
genommen. 
 
Zu Allgemein: 
Alle im Plangebiet liegenden Leitungen der EVL werden im Vorfeld der 
Bauarbeiten durch Suchschlitze lokalisiert. Die für die Umlegung der 
Leitungen erforderliche Vorlaufzeit wird in der weiteren Planung be-
rücksichtigt. Im Zuge der Detailplanung werden Kabeltrassen zur TK-
Erschließung der Gebäude berücksichtigt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird in allen Punkten gefolgt. 
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II/B 10 IHK Köln 
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2) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1) und 3): 
Die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) im vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan wurde aus dem Flächennutzungsplan 
(FNP) entwickelt. Dieser stellt für das Plangebiet eine Wohnbaufläche 
dar. Dass die festgesetzte Art der Nutzung dem vom Rat der Stadt Le-
verkusen verabschiedeten Nahversorgungskonzept widerspricht, ist 
richtig. Großflächige Einzelhandelsbetriebe, die im Nahversorgungs-
zentrum Rheindorf innerhalb des Kerngebietes (MK) bislang zulässig 
waren, konnten aufgrund der Lage in der Wasserschutzzone II jedoch 
nicht realisiert werden. Ein Bauantrag für einen Vollsortimenter konnte 
u.a. aufgrund seiner wassergefährdenden Sortimente nicht genehmigt 
werden. Daher erfolgt mit der aktuellen Planung eine Nutzungsände-
rung, sodass in Zukunft lediglich kleinere Läden ohne wassergefähr-
dendes Sortiment zulässig sind.  
 
Bei Beibehaltung der Kerngebietsfestsetzung könnten die geplanten 
Wohnungen nicht realisiert werden, da Kerngebiete vorwiegend der 
Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen 
der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur dienen. Auch die Festset-
zung eines Mischgebietes trifft nicht die planerische Zielsetzung, da 
innerhalb eines Mischgebietes ein ausgewogener Anteil an Wohnungen 
und gewerblichen Nutzungen erfolgen muss. Bei überwiegender Wohn-
nutzung, wie hier geplant, ist das Allgemeine Wohngebiet die richtige 
Gebietskategorie.  
 
Zu 2): 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich in einem mit der Stadt abgeschlos-
senen Durchführungsvertrag zur Herstellung der erdgeschossigen La-
denlokale. Darauf, welche konkreten EH-Nutzungen sich hier ansiedeln, 
hat der Bebauungsplan keinen Einfluss. Aufgrund der Lage in der Was-
serschutzzone können dies nur Nutzungen sein, die keine wasserge-
fährdenden Stoffe lagern und die mit der Wohnnutzung verträglich sind. 
In der Begründung wurden im Kapitel 6. die Erdgeschossnutzungen 
näher erläutert. Hier sollen kleine Läden des täglichen Bedarfes, Res-
taurants etc. entstehen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird hinsichtlich der Festsetzung eines Kerngebie-
tes anstatt eines Allgemeinen Wohngebietes nicht gefolgt. Die Stel-
lungnahme hinsichtlich der Erdgeschossnutzungen wird zur Kenntnis 
genommen. 
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II/B 11 Telekom 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Bei künftigem Schriftwechsel wird die aktuelle Adresse der Telekom 
verwendet.  
 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien werden auch weiterhin gewährleistet. Zur Abstimmung ggf. not-
wendig werdender Maßnahmen zur Sicherung, Veränderung oder Ver-
legung der Leitungen werden die endgültigen Ausbaupläne rechtzeitig 
vorgelegt. Das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 
und Entsorgungsanlagen“ wird beachtet. Der Bau, die Unterhaltung und 
die Erweiterung der Telekommunikationslinien werden durch Baum-
pflanzungen nicht behindert. Beginn und Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen werden der Telekom durch den Investor rechtzeitig vor 
Baubeginn angezeigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/C  Stellungnahmen von Sonderordnungsbehörden 
II/C 1 Fachbereich Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1. bis 5. 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
Zu 6. Immissionsschutz: 
Zu 1.) 
Während des Abstimmungsprozesses zum Planverfahren wurde das 
Gutachten unter der Annahme erstellt, dass die Gebietsausweisung MK 
lauten soll. Nachdem die Gebietsausweisung zu WA festgelegt wurde 
erfolgte jedoch keine Anpassung der Beurteilung der Geräuschsituation 
Bei der Beurteilung der Geräuschimmissionen bezogen auf die Nutzung 
als Allgemeines Wohngebiet ergeben sich jedoch keine grundsätzlich 
unterschiedlichen Ergebnisse (siehe Anlage 7 - gutachterliche Stellung-
nahme des Büros Accon vom 13.02.2017 - und Anlage 8 - Stellung-
nahme des Fachbereiches Umwelt vom 14.02.2017-).  
 
Die gewerblichen Geräuschimmissionen resultieren aus Anliefervor-
gängen bei den einzelnen Geschäften und die geplanten Flächen für 
außengastronomische Nutzungen. Eine gewerbliche Nutzung im 
Nachtzeitraum (22:00 bis 6:00 Uhr) ist ausgeschlossen; dies wird über 
den Durchführungsvertrag und die jeweiligen Baugenehmigungen gesi-
chert. Da die Anliefervorgänge innerhalb der Öffnungszeiten der Ge-
schäfte erfolgt, ist nicht davon auszugehen, dass in den Ruhezeiten 
(6.00 Uhr bis 7.00 Uhr bzw. 20.00 Uhr bis 22.00 Uhr) Anlieferungen 
erfolgen. Somit ergeben sich am Tag die im Gutachten dargestellten 
Beurteilungspegel auch bei einer WA-Ausweisung. Somit werden auch 
die Immissionsrichtwerte für ein Allgemeines Wohngebiet um mindes-
tens 2 dB(A) unterschritten. 
 
Die Überschreitung der Immissionsrichtwerte um maximal 1 dB(A) bei 
Zugrundelegung des Schutzanspruches entsprechend einem Allgemei-
nen Wohngebiet resultieren aus den gewerblich induzierten Parkbewe-
gungen, die auf den 16 oberirdischen Stellplatzflächen zur Sicherheit 
nach 22.00 Uhr berücksichtigt wurden. Durch Festlegung der Öffnungs-
zeit der einzelnen Geschäftsnutzungen kann sichergestellt werden, 
dass keine Fahrten von Kunden der Gewerbebetriebe vor 6.00 Uhr 
bzw. nach 22.00 Uhr auftreten, so dass in diesem Fall auch keine 
Richtwertüberschreitungen resultieren. 
 
Zu 2.) 
Die Vorbelastung durch den nördlich gelegenen Lidl-Markt führt nicht zu 
einer Ausschöpfung oder gar Überschreitung der gebietsbezogenen 
Immissionsrichtwerte innerhalb oder außerhalb des Plangebietes. Wie 
den Berechnungsergebnissen abzulesen ist, wird auf der Gebäu-
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denordseite des Gebäudes an der Elbestraße ein maximaler Beurtei-
lungspegel von L = 51 dB(A) erreicht. 
 
Davon ausgehend, dass der Lidl-Standort an der Bebauung an der 
Saalestraße / Müritzstraße die Immissionsrichtwerte eines Allgemeinen 
Wohngebietes einhalten muss, werden in Summe an der Bebauung 
innerhalb des Plangebietes des VEP Königsberger Platz sowie an den 
Immissionspunkten außerhalb des Plangebietes die Immissionsricht-
werte eingehalten. Somit ist auch ausgeschlossen, dass die geplante 
Gebietsausweisung die umliegenden Gewerbebetriebe einschränkt. 
 
Zu 3.) 
Für die Außengastronomieflächen wurde im Rahmen der schalltechni-
schen Untersuchung ein reiner Tagbetrieb berücksichtigt, wie es bei 
den geplanten Betrieben in der Regel der Fall ist. Ein Betrieb innerhalb 
der Nachtzeit (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) würde zu Richtwertüberschrei-
tungen führen und ist daher nicht zulässig. 
 
Zu 4.) 
Hier handelt es sich um einen redaktionellen Fehler. Anstelle von „In-
nenpegel“ muss es richtigerweise „Immissionspegel“ heißen.  
 
Zu 5.) 
Die Anlieferung für die einzelnen kleinen gewerblichen Nutzungen er-
folgt mit Kleintransportern oder Fahrzeugen der Sprinterklasse. Ran-
gierbewegungen, wie sie bei Lkw vorkommen, die an ein Ladetor ando-
cken, treten in diesen Fällen nicht auf. Die Transporter fahren vor den 
Eingangsbereich, werden entladen und fahren dann wieder ab. 
 
Zu 6.) 
Auch wenn der Bäckereibetrieb durch Lkw (Ausgangsschallleistungs-
pegel LW0, 1h = 63 dB(A)/m) beliefert würde, würden daraus keine 
Richtwertüberschreitungen resultieren. 
 
Das Lärmgutachten wird entsprechend der oben genannten Punkte 
überarbeitet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wird in den Punkten 1. bis 5. zur Kenntnis genom-
men, Punkt 6. der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/C 2 Fachbereich Bauaufsicht 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu Anlage 1 zur Vorlage Nr. 2016/1182: 
Die Abgrenzung des Vorhaben- und Erschließungsplanes und die Ab-
grenzung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind in der Plan-
zeichnung im Maßstab 1: 500 klar erkennbar. Der Vorhabenbezogene 
Bebauungsplan erstreckt sich ausschließlich auf die Flächen, die sich 
im Eigentum der WGL befinden. Der Vorhabenbezogene Bebauungs-
plan bezieht das Grundstück, auf dem sich das Ärztehaus befindet, mit 
ein. 
 
Zu den textlichen Festsetzungen: 
1.1  Arztpraxen sind im allgemeinen Wohngebiet als Räume 

für freie Berufe grundsätzlich zulässig. Bei dem Ärztehaus 
handelt es sich um zwei Arztpraxen in einem gemeinsa-
men Gebäude und nicht um eine Anlage für gesundheitli-
che Zwecke. Aufgrund der Größe des Ärztehauses kann 
von einer Verträglichkeit im WA ausgegangen werden, so 
dass das Ärztehaus hier auch weiterhin zulässig ist. 

2.1 + 2.2 Die Berechnung der Grundflächenzahl (GRZ) und der Ge-
schossflächenzahl (GFZ) erfolgte durch ein öffentlich be-
stelltes Vermessungsbüro auf der Grundlage der Grund-
stücksflächen des Vorhabenträgers innerhalb der Bebau-
ungsplangrenzen. Die Berechnung ist plausibel und nach-
vollziehbar. Die Einhaltung der GRZ und GFZ wird im 
Rahmen des Bauantragsverfahrens nachgewiesen. 

2.2  Hier liegt ein Tippfehler vor. Die Festsetzungen werden 
entsprechend redaktionell angepasst. Im Plan ist die Be-
zeichnung korrekt dargestellt. 

3.1 und 3.2 Die Baulinien wurden zusammen mit zwingenden Attika-
höhen festgesetzt. Diese zwingenden Festsetzungen füh-
ren dazu, dass Abstandflächen im Genehmigungsverfah-
ren nicht nachgewiesen werden müssen. Nach Prüfung 
der Festsetzungsmöglichkeiten hat man sich gegen die 
Festsetzung eines geringeren Abstandflächenfaktors nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB und für die Festsetzung von 
Baulinien in Verbindung mit zwingenden Wandhöhen ent-
schieden, da dies auch der Zielsetzung entspricht, entlang 
der Fußgängerzone eine klare städtebauliche Kante zu 
schaffen.  

  Innerhalb der Baugrenzen können die Gebäude entspre-
chend der erforderlichen Abstandflächen und der Darstel-
lungen im Vorhaben- und Erschließungsplan hinter den 
Baugrenzen zurückbleiben. Unterschreitungen von Ab-
standflächen können in Abstimmung mit der Bauaufsicht 
im Baugenehmigungsverfahren genehmigt werden, wenn 
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die Abweichungstatbestände erfüllt sind bzw. eine Nach-
barzustimmung erfolgt. Im Falle der beiden südlichen Ge-
bäude liegen die Abweichungstatbestände vor (keine 
Brandschutzprobleme, gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse wie Belichtung, Belüftung und soziale Abstände).  

3.1  Die gesamte Festsetzung zu untergeordneten Bauteilen 
wurde zusammen mit dem Fachbereich 63 hinsichtlich der 
Erforderlichkeit geprüft und gestrichen, da eventuell not-
wendige Befreiungen im Rahmen des bestehenden Bau-
rechts möglich sind.  

4.2  Gemäß der textlichen Festsetzungen sind ebenerdige 
Stellplätze ausschließlich innerhalb der Fläche für Stell-
plätze zulässig. Das geplante Garagengeschoss ist inner-
halb der festgesetzten Baugrenzen zulässig. Mit diesen 
Festsetzungen sind alle geplanten Stellplätze umsetzbar. 
Weitere Regelungen sind nicht erforderlich. 

5.1 und 5.2 Mit dem Plangebiet ist der Geltungsbereich des Vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes gemeint. Da die Baum-
pflanzungen innerhalb des Geltungsbereichs des Vorha-
ben- und Erschließungsplanes (VEP) liegen, wird die Um-
setzung der Pflanzung im Durchführungsvertrag gesichert. 

6.2  Die Lärmfestsetzung ist Ergebnis des Lärmgutachtens und 
mit dem Umweltamt abgestimmt. Die Umsetzung der 
Festsetzung wird über den Durchführungsvertrag und die 
anschließende Baugenehmigung gesichert. 

7.2  Die Festsetzung zu den zulässigen Werbeanlagen wurde 
klarstellend dahingehend geändert, dass Werbung aus-
schließlich an den Läden entlang der Fußgängerzone (und 
an ihren Eckbereichen) und nur an der Stätte der Leistung 
zulässig ist. Damit ist Fremdwerbung ausgeschlossen. 
Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass eine Werbean-
lage mehrere Einzelbuchstaben umfassen kann. 

 
Zur geplanten Treppe nördlich des Ärztehauses: 
In Abstimmung zwischen den Architekten und der Bauaufsicht wurde 
vereinbart, das Gebäude samt Treppe vom Ärztehaus abzurücken. Die 
Treppe hält dann einen Abstand von 4 m, das Gebäude von 6 m zum 
Ärztehaus ein. Da damit die erforderlichen Abstandflächen nach BauO 
NRW immer noch nicht eingehalten werden, ist für eine Baugenehmi-
gung zusätzlich eine Nachbarzustimmung erforderlich. Für zwingende 
Regelungen im Bebauungsplan fehlt die städtebauliche Begründung. 
 
Zu den Kleinkinderspielflächen: 
Die Ermittlung der genauen Größe der Kleinkinderspielflächen ist ab-
hängig von der Anzahl der Wohneinheiten und wird im Rahmen der 
Baugenehmigungsplanung nachgewiesen. Nach derzeitigem Planstand 
sind 44 WE x 5 m² = 220 m² Kleinkinderspielflächen nachzuweisen. Der 
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Nachweis erfolgt in Abstimmung mit der Bauordnung auf dem Dach des 
Garagengeschosses. Die Kleinkinderspielflächen sind grundsätzlich 
überall im Plangebiet zulässig, es bedarf keiner speziellen Flächenaus-
weisung im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Der Vorhaben- und 
Erschließungsplan wird dahingehend angepasst, dass sich die Fläche 
für Kleinkinderspiel auf das gesamte Dach des Garagengeschosses 
erstreckt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird in fast allen Punkten gefolgt. Die Festsetzung 
zu untergeordneten Bauteilen entfällt. 
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II/C 3 Fachbereich Straßenverkehr 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zur Stellungnahmen vom 28.11.2016: 
Die bauordnungsrechtlich erforderlichen privaten Stellplätze werden im 
Verhältnis 1:1 (Wohneinheiten zu Stellplätzen) im Plangebiet nachge-
wiesen. Für die Unterbringung der Stellplätze wird im Erdgeschoss des 
nördlichen Blocks ein Parkgeschoss, im südlichen Plangebiet ebenerdi-
ge Stellplätze gebaut. Zusätzlich werden ca. 11 öffentliche Parkplätze 
im Straßenraum der Insterstraße neu hergerichtet. Damit werden Stell-
plätze in ausreichender Anzahl geschaffen. 
Die im Plangebiet vorhandenen privaten Stellplätze auf dem Flurstück 
1487 befinden sich im Eigentum der WGL. Eine Überplanung dieser 
Stellplätze ist rechtlich zulässig und zur Realisierung des Vorhabens 
erforderlich. Die seinerzeitige Genehmigung für das südlich angrenzen-
de Gebäude sieht Teile der erforderlichen Stellplätze im Bereich des 
Wendehammers der Insterstraße vor. Alle bislang bauordnungsrechtlich 
bereitzustellenden Parkplätze für bestehende Wohngebäude sind von 
der WGL auch weiterhin nachzuweisen. Eine entsprechende Klarstel-
lung wird in den Durchführungsvertrag aufgenommen. 
 
Zur Stellungnahmen vom 23.10.2015: 
Die Andienung der Gewerbeeinheiten erfolgt über die privaten Er-
schließungsstraßen und die Fußgängerzone. Ein Wendehammer ist 
nicht vorgesehen, die Fahrzeuge können die Gebäude umfahren und 
vorwärts auf die Inster- und Elbestraße ausfahren. Ein Rückwärtsfahren 
ist nicht erforderlich. 
 
Bei der weiteren Planung der Parkflächen im öffentlichen Straßenraum 
wird der Fachbereich Straßenverkehr beteiligt. 
 
Entlang der Insterstraße ist auf dem Grundstück des Vorhabenträgers 
ein durchgängiger Gehweg vorgesehen, so dass eine gefährdungsfreie 
Führung der Fußgänger gewährleistet ist. Die weitere Planung erfolgt in 
Abstimmung mit dem Fachbereich. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme vom 28.11.2016 wird teilweise gefolgt. Der Stel-
lungnahme vom 23.10.2015 wird gefolgt. 
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